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1. Corona und Gesellschaft 
 
 
Wenn in der Corona-Krise die Reichen aus New York fliehen und die Armen an 
den Suppenküchen stehen und auch in Deutschland die Kluft zwischen Arm und 
Reich wächst, dann stellen sich Fragen sozialer Gerechtigkeit und des 
gesellschaftlichen Selbstverständnisses sowie nach den Gewinnern und 
Verlierern der Krise, die zum Kern der politischen Bildung gehören. 
 
Der 2016 emeritierte Politikwissenschaftler Prof. Dr. Christoph Butterwegge, 
der von 1998 bis 2016 Politikwissenschaft an der Universität Köln gelehrt hat 
und dem Gutachtergremium für den Sechsten Armuts- und Reichtumsbericht 
angehört, erkennt in einem Interview in der wachsenden sozialen Ungleichheit 
„das Kardinalproblem unserer Gesellschaft, wenn nicht gar der gesamten 
Menschheit. (…) Die drohende Klimakatastrophe darf von der wachsenden 
Ungleichheit aber ebenso wenig ablenken wie die Covid-19-Pandemie. 
Vielmehr bleibt es die Hauptaufgabe aller verantwortungsbewussten Menschen, 
die sozioökonomische Ungleichheit zu verringern und zu überwinden.“ 
Analytisch geht der Autor – wie in seinem kürzlich erschienenen Band 
„Ungleichheit in der Klassengesellschaft“ - vom Klassenbegriff aus und 
postuliert: „Man muss allerdings kein Marxist sein, um zu erkennen, dass die 
Bundesrepublik weiterhin eine Gesellschaft mit wachsender Ungleichheit ist, 
deren Hauptgrund im fortwirkenden Interessengegensatz zwischen Kapital und 
Arbeit besteht.“ Als Beleg verweist er im Interview „Die Kluft zwischen Arm 
und Reich hat sich während der Covid-19-Pandemie weiter vertieft“ (Anm. 13) 
unter anderem auf folgende Aspekte: „Einerseits besitzen 45 hyperreiche 
(Unternehmer-)Familien inzwischen mehr als die ärmere Hälfte der 
Bevölkerung, d. h. über 40 Millionen Menschen.  (…) Nach den Maßstäben der 
Europäischen Union gelten im Jahr 2019 hierzulande über 13,3 Millionen 
Menschen als von Armut betroffen oder bedroht.“ Für Butterwegge (S.5) steht 
fest: 
 
„Deutschland ist aber nicht alleine deshalb eine Klassengesellschaft, weil es unvorstellbar 
Reiche (Multimilliardäre) auf der einen und ganz Arme (Wohnungs- und Obdachlose) auf der 
anderen Seite gibt, sondern weil die kapitalistische Wirtschaftsstruktur dafür sorgt, dass 
Reiche auf Kosten der Armen immer reicher werden. So hat sich die Kluft zwischen Arm und 
Reich durch die Covid-19-Pandemie, die ökonomischen Folgen des Lockdowns für große 
Teile der Gesellschaft sowie die verteilungspolitische Schieflage der meisten Hilfsprogramme 
und Fördermaßnahmen des Staates in jüngster Zeit noch weiter vertieft.“ 
 
Gerade den Immun- und Einkommensschwachen macht der als Sars-CoV-2 
bezeichnete Erreger besonders zu schaffen. Hinsichtlich der Verlierer der 
Pandemie bilanziert (S. 6) der Autor: 
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„Obdach- und Wohnungslose, andere Bewohner*innen von Gemeinschaftsunterkünften wie 
Strafgefangene, Geflüchtete, (süd-)osteuropäische Werksarbeiter*innen der Subunternehmen 
deutscher Großschlachtereien bzw. Fleischfabriken und nichtdeutsche Saisonarbeiter*innen. 
Migrant*innen ohne gesicherten Aufenthaltsstatus, Menschen mit Behinderungen, 
Pflegedürftige, Suchtkranke, Prostituierte, Erwerbslose, Geringverdiener*innen, 
Kleinrentner*innen und Transferleistungsbezieher*innen (Empfänger*innen von 
Arbeitslosengeld II, Sozialgeld, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung sowie 
Asylbewerberleistungen) gehören als Hauptleidtragende der Covid-19-Pandemie zu den 
Verlierer*innen.“ 
 
Butterwegge kritisiert an den staatlichen Rettungspaketen, dass sie den ärmeren 
Bevölkerungsgruppen nur am Rande geholfen hätten. Alternativ schlägt er eine 
befristete Gewährung eines Ernährungszuschlags von mindestens 100 Euro 
monatlich auf den Regelbedarf von Hartz IV vor und verweist auf die 1,5 
Billionen Euro, „die in erster Linie der Wirtschaft zugutegekommen sind.“ 
 
Perspektivisch müsse das bestehende Wirtschafts- und Gesellschaftssystem 
„baldmöglichst überwunden werden, damit die Menschheit überleben kann.“ 
Aus seiner Sicht lässt das Grundgesetz Sozialisierungsmaßnahmen (Art. 14/15) 
zu, da die Sozialpflichtigkeit des Eigentums auch eine Transformation des 
Wirtschafts- und Gesellschaftssystems erfordere. Allerdings beinhalte eine Krise 
wie die Covid-19-Pandemie auch Chancen für soziale und politische 
Alternativen (S.7). 
 
„So könnte sich etwa die Erkenntnis durchsetzen, dass eine neoliberale Sozial- und 
Gesundheitspolitik unserem Gemeinwesen schadet, dass der Markt einen funktionierenden 
Wohlfahrtsstaat nicht ersetzen kann und dass Solidarität eher nützt als Wettbewerbswahn und 
die Ellenbogenmentalität der Konkurrenzgesellschaft. Dann hätte das neuartige Virus am 
Ende auch etwas Gutes für unsere Gesellschaft bewirkt.“ 
 
Wie notwendig eine Verringerung der sozialen Ungleichheit ist, kann 
insbesondere ein Blick auf den Umgang mit dem Corona-Virus in den USA 
verdeutlichen. „Nur vor dem Virus sind alle gleich“ (Anm. 14) postuliert Jens 
Beckert. In seinem bewegenden Spiegel-Essay belegt der Autor, wie sozial, 
ökonomisch und ideologisch gespalten die USA sind. Beckert ist 
Wirtschaftssoziologe und Direktor des Max-Planck-Instituts für 
Gesellschaftsordnung in Köln.  
 
Für ihn steht fest (S. 12): 
 
 „Die Coronakrise ist ein Prisma, das diese Ungleichheit erkennbar macht und weiter 
verschärft. Vor dem Virus sind alle gleich, es macht keinen Unterschied zwischen Arm und 
Reich. Doch die Wohlhabenden haben bessere Möglichkeiten, sich zu informieren und vor 
den Krankheitserregern zu schützen, sie bekommen die bessere medizinische Versorgung, 
und sie können die wirtschaftlichen Folgen einer Pandemie besser verkraften.“ 
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So wird in den am meisten betroffenen Stadtteilen New Yorks von einer 
Durchseuchungsrate von 40 Prozent ausgegangen. Neben fast 100 Milliardären 
leben hier mehr als 100.000 Schüler öffentlicher Schulen, die als obdachlos 
gelten. Mobilfunkdaten deuten darauf hin, dass Wohlhabende in Scharen die 
Stadt verließen und sich in ihre Zweitresidenzen auf dem Land zurückzogen. 
Insbesondere die „essentiell workers“ im Dienstleistungsbereich waren – anders 
als viele weitere Arbeitnehmer im Homeoffice - auf dem Arbeitsweg und in 
ihrem Job einem erhöhten Ansteckungsrisiko ausgesetzt. Wenn man bedenkt, 
dass 700.000 der 1,1 Millionen Schüler an und unter der Armutsgrenze leben 
und mit den Schulschließungen auch ihre täglichen drei kostenlosen Mahlzeiten 
verloren und viele Familien nicht über hinreichend Ressourcen verfügen, sich 
ausreichend zu ernähren, wird klar, wie sich in der Krise die Spaltung der 
amerikanischen Gesellschaft entlang sozialer und ethnischer Trennlinien 
spiegelt. Dies führte zu einer wesentlich höheren Sterblichkeit und 
Massenarbeitslosigkeit, die im schlecht ausgebauten amerikanischen Sozialstaat 
kaum sozial abgefedert wurde, sodass es zu einem starken Anstieg der 
Armutsquote und Zwangsräumungen von Wohnungen kam. 
Anders als in Deutschland lockerten viele Bundesstaaten ihre Regelungen und 
Restriktionen, obgleich die Ansteckungsgefahren sich noch erhöhten. Dies führt 
Beckert auch auf eine zentrale ideologische Komponente (S. 74) zurück: 
 
„Ideologisch steht auf der einen Seite eine politische Rechte, die nicht nur dem Sozialstaat 
misstraut, sondern dem Staat insgesamt. Diese Leute lehnen zudem Vorschriften zur sozialen 
Distanzierung und das Tragen von Schutzmasken als unerträglichen Eingriff in individuelle 
Freiheitsrechte ab. Auf der anderen Seite steht eine liberale Linke, die nicht nur die staatliche 
Fürsorgepflicht in der Pandemie hervorhebt, sondern die Gesundheitskrise auch als Chance 
sieht, die Rolle des Staates und gesellschaftliche Solidarität nach 40 Jahren marktliberaler 
Reformen zu stärken.“ 
 
Seine Hoffnung setzt der Autor auf einen New Deal unter einem Präsidenten 
Biden, der einen Beitrag zur Überwindung der Spaltung (S. 74) leisten kann: 
 
„Aufzuhalten und umzukehren wäre diese Spaltung wohl nur, wenn es zu einem neuen New 
Deal kommen würde, mit drastischen Eingriffen in die Vermögens- und 
Einkommensverteilung, dem Aufbau der sozialen Sicherungssysteme und einer radikalen 
Veränderung des Bildungssystems. Hinzukommen müsste eine neue Bürgerrechtsbewegung. 
  
„Die Verlierer der Krise“ (Anmerkung 15) in Deutschland stehen im Zentrum 
eines vielschichtigen Spiegel-Artikels, der davon ausgeht, dass alle Deutschen 
zusammen nach der Krise 390 Milliarden Euro weniger Geld haben werden. 
Einige Gruppen werden von der Krise wohl besonders hart getroffen werden. 
Hierzu zählen die Autoren Arbeitnehmer, Junge, Sparer und nicht zuletzt 
Familien und (Klein)Unternehmer. 
In der Nachkriegsgeschichte existiert keine Situation, die sich mit der heutigen 
Arbeitsmarktsituation vergleichen lässt, in der sich eine Kluft zwischen dem 
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öffentlichen und dem privaten Sektor öffnet.  Hieraus resultieren auch politische 
Debatten (Ökonom Feldmayr), ob Beamte und Angestellte einen höheren 
Beitrag zur Bewältigung der Krise leisten sollten. Besonders schwierig dürfte 
die Situation für die 25 Prozent der Bevölkerung werden, die kaum über 
finanzielle Rücklagen verfügen. 
Aber auch die jungen Berufseinsteiger zwischen 20 und 30 Jahren könnten 
besonders stark unter den Folgen der Pandemie leiden. Sie sind oft die ersten, 
die ihre Jobs wieder verlieren und sehen zukünftige Belastungen bei der 
Schuldenrückzahlung des Staates auf sich zukommen. 
Bei den Sparern trifft es viele Menschen der unteren Einkommensgruppen, die 
wegen der Krise bereits in Kurzarbeit sind, doppelt, da sie ihre Riester- oder 
Vorsorgeverträge ruhen lassen, weil ihnen das Geld fehlt, die fälligen Prämien 
zu zahlen. Als Alternative schlägt DIW-Forscher Grabka einen an das 
schwedische Modell angelehnten Deutschlandfond vor. Für Bürger, die nicht 
zahlen könnten, würde der Staat einen Zuschuss bereithalten. 
Recht wenig Unterstützung erhielten die Familien (10 Wochen 67 Prozent des 
Gehalts bei Betreuung der Kinder); Bildung und Kinderbetreuung spielten in 
den Krisenprogrammen eher eine untergeordnete Rolle. Von den 130 Milliarden 
des Konjunkturprogramms waren gerade einmal 4,3 Milliarden für den Ausbau 
der Kitas und Schulen vorgesehen. 
Viele Kleinunternehmer und Soloselbstständige gehören ebenso zu den 
Verlierern wie der innerstädtische Handel im Vergleich zum Onlinehandel. 
Hinzu kam, dass die Regierung durch ihre Unterstützungszahlungen den 
Wettbewerb zugunsten der großen und etablierten Unternehmungen verzerrt hat. 
Politisch heftig umstritten dürfte auch sein, wer die Zeche für die 
Rettungspakete zahlen soll. 
 
Als Linktipp sei hier noch auf das Dossier „Ungleichheit und Covid-19 – 
aktuelle und zukünftige Herausforderungen“ (Anm. 16) verwiesen, das sich gut 
als Ausgangsbasis für eine weiterführende Recherche eignet. 
 
Einen Einstieg in gesundheitspolitische Perspektiven der Coronakrise 
ermöglicht ein Interview mit der Gesundheitsökonomin Susanne Busch, die im 
Artikel „Corona-Krise: Welche Folgen hat die Pandemie für unser 
Gesundheitssystem?“ (Anm. 17) prüft, ob das Gesundheitssystem gut auf eine 
Corona-Pandemie vorbereitet ist. 
Dass es in Deutschland – anders als in den USA – noch keine bzw. inzwischen 
sehr wenige Probleme gab, genügend Beatmungsplätze zur Verfügung zu 
stellen, führt die Autorin auch auf eine Gegensteuerung des Gesetzgebers 
zurück. Krankenhäuser wurden beispielsweise angewiesen, medizinische 
Eingriffe, die nicht zwingend zeitnah erfolgen müssen, zu verschieben. 
Es existierten aber auch schon vor der Pandemie Überlastungen in der 
Notaufnahme z. T. wegen falscher Inanspruchnahme. Zudem liegt in einigen 
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Bereichen ein Mangel an Kapazitäten (Hausärzte auf dem Land, Hebammen, 
Pflegekräfte, Therapeuten) vor. Über das Klatschen in der Corona-Krise 
hinausgehend bedürfe es hier vor allem deutlich besserer Bezahlungen. 
Ähnliches gelte für Schutzkleidung und Masken und eine 
Lieferkettenabhängigkeit bei wichtigen Medikamenten. Positiv müsse aber auf 
die rechte hohe Bettendichte in Deutschland hingewiesen werden. 
Aus Sicht der Autorin dürfte nach der Corona-Pandemie stärker nach der Rolle 
des Staates gefragt werden: „Es könnte sein, dass wir vor dem Hintergrund der 
globalen Herausforderungen stärker darüber diskutieren werden, ob unser 
Gesundheitswesen zukünftig stärker vom Staat gesteuert werden soll.“ 
 
Darüber hinaus stellen sich auch noch datenschutzrechtliche Fragen wie etwa: 
„Was bedeuten Tracing-Apps für Datenschutz und Selbstbestimmung?“ Der 
Sicherheitsethiker Marco Krüger erläutert in einem Interview (Anm. 18) 
wichtige Aspekte der Corona-Warn--App in Deutschland und prüft, welche 
Grundrechte davon betroffen werden. Hier verweist er auf das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung: 
 „Das Recht auf Privatheit ist Voraussetzung dafür, dass ich mich in meiner Demokratie frei 
einbringen und bewegen kann – das geht nur dann, wenn ich mir sicher bin, dass ich nicht 
beobachtet werde und ich mich in einem geschützten Raum aufhalten kann. Denn 
Beobachtung erhöht den Druck, sich anzupassen.“ 
 
Hierbei muss im Sinne der DSGVO sichergestellt werden, dass die Daten nur 
zweckgebunden 21 Tage gespeichert werden dürfen, denn dann falle der Zweck 
- nämlich die Verbreitungskette zu unterbrechen – weg. Natürlich müsse beim 
Eindringen in die Privatheit geprüft werden, „ob diese Einschnitte in einem 
angemessenen Verhältnis zu einem gesellschaftlichen Mehrwert stehen und 
damit zu rechtfertigen sind.“ Abschließend verweist der Sicherheitsethiker noch 
auf ethische und gesellschaftliche Debatten außerhalb Deutschlands: 
 
„Südkorea gilt als Fixpunkt für die deutsche Debatte. Dort geht es nicht nur um Tracing des 
Virus, sondern ein Tracking von Personen: Wo hat sich eine Person aufgehalten und zu wem 
hatte sie dort genau Kontakt. Das greift weiter in die Privatsphäre ein, weil ich 
Bewegungsprofile erstellen kann. Südkorea ist eine Demokratie, und hier gibt es auch in der 
Bevölkerung eine Akzeptanz zur umfangreicheren Datennutzung. In Österreich nutzen bisher 
nur eher wenige Menschen die APP, sodass auch der epidemiologische Nutzen fraglich ist. In 
China erfolgt durch das Social Credit System, das schon vor Corona zur Überwachung 
genutzt wurde, eine viel weitergehende Überwachung der Bevölkerung ohne Mitspracherecht. 
In Polen gibt es eine App, in der über Selfies der Aufenthaltsort der Menschen in Quarantäne 
bestätigt werden soll. Und in anderen Ländern gibt es beispielsweise Testanrufe, ob sich eine 
Person zuhause befindet. Es gibt unterschiedliche Überwachungstätigkeiten.“ 
 
Anmerkung zur definitorischen Klärung: 
 
„Beim Tracking werden in Echtzeit Daten übermittelt, bspw. um den Aufenthaltsort einer 
Person zu verfolgen. Beim Tracing geht es hingegen um eine zeitlich nachgelagerte 
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Rückverfolgung. Im Falle der Corona-App werden nur dann Kontaktketten über die 
pseudonymisierten IDs zurückverfolgt, wenn ein *e Nutzer*in in der APP positiv getestet 
wurde. Daher handelt es sich um eine Tracing App.“ 
 
Eine gelungene tabellarische Übersicht zu den Risiken des Überwachungsstaates 
findet sich in Roland Sturms Artikel „Die Corona-Krise und wir“ (Anm. 19). 
 
Was Corona mit unseren Kindern macht, danach wird im Spiegel-Leitartikel 
„Generation Corona“ (Anm. 20) gefragt 
 
Von großer Relevanz dürfte die Frage sein, wie sich die Corona-Pandemie auf 
Kinder- und Jugendliche auswirkt.  Laut Spiegelautoren liegen verschiedene 
Studien bezüglich der Auswirkungen auf das Befinden Heranwachsender vor, 
die z. T. widersprüchliche Ergebnisse aufweisen. 
 
Wolfgang Kölfen – Vizepräsident des Berufsverbands der Kinder- und 
Jugendärzte – geht von großen Auswirkungen der Pandemie aus, „was das 
bedeutet, was jetzt passiert, können wir noch gar nicht überblicken. (….) Sie 
leben in dem Gefühl, dass sie eine Gefahr für die Oma sind, dass sie im 
schlimmsten Fall ihre Oma umbringen könnten. Unfassbar, was das für ein vier, 
fünf, sechs Jahre altes Kind bedeutet.“ 
Schon in der ersten Coronakrise schien es, als ob Kinder- und Jugendliche keine 
besonders wichtige Rolle in den Verhandlungen der Bundesregierung gespielt 
hätten. 
Besonders hart trifft es junge Leute, die nach der Schule studieren möchten (S. 
40):  
 
„All dies ist verkraftbar, irgendwie, aber die Verletzlichkeit der Welt und der eigenen 
Existenz hat sich in dieser Generation schon jetzt eingeprägt. Viele in Deutschland waren in 
materieller Sicherheit aufgewachsen, in Frieden und Freiheit. Jetzt wissen sie, dass sie selbst 
nicht davon verschont bleiben, Elementares von einem auf den anderen Moment infrage 
stellen zu müssen.“ 
 
Sozialpolitische Probleme erscheinen im Kontext der Pandemie in neuem Licht. 
Tim Engartner, Professor für Didaktik der Sozialwissenschaften an der Goethe-
Universität Frankfurt a.M. und Sprecher der Gesellschaft für sozioökonomische 
Bildung und Wissenschaft, versucht in seinem Artikel „Kränkelndes 
Gesundheitssystem – oder: Von der Bedarfs- zur Gewinnorientierung“ (Anm. 
21) aufzuzeigen, dass es sich nicht unbedingt um neue Probleme handelt. 
 
Dass Covid-19-Patienten um ihr Leben bangen müssen, führt der Autor nicht 
zuletzt auf ein rigoros umgesetztes „Spardiktat“ im Gesundheitswesen zurück. 
In der weitgehenden „Entkopplung der Gesundheitskosten von den 
Lohnzusatzkosten“ im schwarz-gelben Koalitionsvertrag aus dem Jahr 2009 
sieht Engartner einen Verzicht auf das historische Erbe der Bismarckschen 
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Sozialreformen. Ähnliches gelte für die Aufgabe der paritätischen Finanzierung 
der Krankenversicherung durch die rot-grüne Koalition. Der von Befürwortern 
erfolgte Verweis auf die Verdoppelung der Gesundheitskosten seit 1992 
überzeugt Engartner nicht, denn der Anteil der Gesundheitskosten am 
Bruttoinlandprodukt sei weitgehend gleichgeblieben – und das trotz einer 
alternden Gesellschaft. 
Als besonders problematisch erachtet der Autor den Trend zur „Ökonomisierung 
des Gesundheitswesens“. Hierunter versteht er vor allem den Wandel der 
Krankenhäuser „von bedarfsgesteuerten Einrichtungen der öffentlichen 
Daseinsvorsorge zu profitorientierten Gesundheitsunternehmen“ unter dem 
Primat von Effizienzsteigerungsstrategien. So sanken die Anzahl der Betten  und 
der Krankenhäuser auf der einen Seite; andererseits stieg der Anteil der 
Privatkliniken enorm an.  
In der Einführung der Fallpauschalen erkennt der Autor einen Sieg der 
Unternehmensberatungen, der in der Praxis dazu führe, „die Liegezeiten ihrer 
Patient(inn)en zu drosseln und kostengünstigere Behandlungsmethoden zu 
wählen“ und zudem vielerorts examinierte Pflegekräfte durch 
Pflegeassistent(inn)en zu ersetzen. Anschließend erfolge häufig eine 
Konzentration der privaten Klinikketten auf wenige Standorte, sodass dann die 
flächendeckende Versorgung der Bevölkerung bedroht werde. 
Wenn alles zu einer Frage des Case Mix werde, dann käme es zu   
Abteilungsschließungen, Bettenreduktionen und verkürzten Liegezeiten, die eine 
an den Bedürfnissen der Patienten orientierte Pflege kaum noch zuließen. 
Dabei werde ausgeblendet, dass es sich beim Gesundheitsmarkt um keinen 
Markt wie jeden anderen handele. 
Gerade im Kontext der Covid-19-Krise erkennbare Schwachstellen unseres 
Gesundheitssystems lassen Engartner kritisch bilanzieren (S. 428) und eine 
Abkehr vom gesundheitspolitischen Ansatz der letzten 2 Jahrzehnte fordern: 
 
„Die Corona-Pandemie wäre (…) nicht nur ein geeigneter Ausgangspunkt, um den über die 
Privatisierung von Krankenhäusern und Gesundheitsleistungen forcierten Wettbewerb im 
Gesundheitswesen aufzugeben und die Pflegekräfte angemessen zu bezahlen. Zugleich deutet 
das gesamtgesellschaftliche Bewusstsein in eine vielversprechende Richtung, wonach das 
Patientenwohl wieder zum Kern ärztlichen Handelns erklärt, die Ungleichbehandlung im 
dualen Versicherungssystem beendet, die Finanzierung der Krankenhäuser via Fallpauschalen 
abgeschafft und der über die Privatisierung von Gesundheitsleistungen forcierte Wettbewerb 
aufgegeben werden sollte. (…) Wir sollten Gesundheitseinrichtungen nicht länger als 
Wirtschaftseinheiten begreifen und uns im Spiegel der „Corona-Krise“ die Bedeutung des 
öffentlichen Gesundheitssektors vergegenwärtigen. An die Stelle der betriebswirtschaftlich 
optimalen Behandlung von Patient(in)en muss endlich wieder deren bestmögliche Versorgung 
als oberstes gesundheitspolitisches Ziel treten – erst recht in einem reichen Land wie der 
Bundesrepublik Deutschland.“  
 
 
 


